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Sicherheitsdiskussion in Mainz-
Lerchenberg: Aufsteller sorgen für

Verwirrung
Die Stadt Mainz verbietet &quot;Kinderaufsteller&quot; in

Lerchenberg aus Sicherheitsgründen, erntet jedoch
Widerspruch von Anwohnern.

In Mainz-Lerchenberg regt sich Widerstand gegen
unzureichende Verkehrsregeln in einer angeblich
verkehrsberuhigten Zone. Die Anwohner der Nino-Erné-Straße
haben in den letzten fünf Jahren beobachtet, dass die
Vorschriften nicht von allen Verkehrsteilnehmern beachtet
werden. Trotz der Regelung, dass Fußgänger und Fahrzeuge hier
gleichberechtigt sind und Autos höchstens mit
Schrittgeschwindigkeit fahren dürfen, fühlen sich viele Anwohner
unsicher. Die Sorge um spielende Kinder ist allgegenwärtig. Eine
Bewohnerin erzählt, dass es immer wieder zu gefährlichen
Situationen kommt, da einige Autofahrer und Fahrradfahrer die
Geschwindigkeit nicht einhalten.

Immer wieder wird darum gebeten, dass die Stadt mehr für die
Sicherheit der Anwohner unternimmt. Auch wenn einige Schritte
– wie die Markierungen auf der Straße mit den Worten „Wir
nehmen Rücksicht“ – unternommen wurden, hat dies nicht
ausgereicht, um das Fahrverhalten der Verkehrsteilnehmer
signifikant zu verändern. Dies führte dazu, dass Anwohner
Schilder und Aufsteller platzierten, die auf die Kinder im
Wohngebiet hinwiesen und zur Rücksichtnahme aufriefen.

Verbote und deren Rücknahme



Ende Juli sorgte ein Schreiben der Straßenverkehrsbehörde für
großes Aufsehen. Die Behörde befahl den Anwohnern, die
Aufsteller innerhalb von 14 Tagen zu entfernen, mit dem
Argument, dass die Gegenstände die Verkehrsteilnehmer
behindern würden. Der Ton und die Begründung des Schreibens
hinterließen bei der Ortsvorsteherin Sissi Westrich einen
verwunderten Eindruck. „Die Aufsteller stehen auf privaten
Grundstücken und dienen dazu, Autofahrer zur
Schrittgeschwindigkeit zu ermahnen“, entgegnete sie der
Behörde. Das Verbot kam völlig unerwartet, denn bis dahin gab
es weder von der Polizei noch von der Verkehrsbehörde
Beschwerden über die Aufsteller.

Westrich stellte die Frage nach alternativen Möglichkeiten zur
Verbesserung der Verkehrssicherheit und war erstaunt über die
hastige Vorgehensweise der Behörde. Als Reaktion auf den
öffentlichen Druck und die Bedenken der Anwohner hat die
Straßenverkehrsbehörde das Verbot kurzfristig zurückgezogen.
In einem neuen Schreiben hieß es, dass die Aufsteller vorerst
geduldet werden, solange der Verkehr im Notfall nicht blockiert
wird.

Maßnahmen zur Verbesserung der
Verkehrssicherheit

Diese Wende könnte auf entscheidende Änderungen hinweisen.
Die Städte und Gemeinden stehen vor der Herausforderung,
sichere Straßenräume für ihre Bürger zu schaffen. Um das
Verkehrsaufkommen zu überwachen und die Geschwindigkeit
der Fahrzeuge zu reduzieren, kündigte die Stadt Pressestelle an,
dass Kontrollen durch das Verkehrsüberwachungsamt
stattfinden werden. Zudem wird in Betracht gezogen, an
bestimmten Stellen die Fahrbahn zu verengen – eine
Maßnahme, die vielerorts bereits zur
Geschwindigkeitsreduzierung geführt hat.

Die Erhöhung der Sichtbarkeit für die Verkehrsteilnehmer ist ein
weiterer wichtiger Punkt. Ein Dialogdisplay könnte installiert



werden, um die Autofahrer auf ihre Geschwindigkeit
aufmerksam zu machen. Solche Maßnahmen sind nicht nur für
die Anwohner von Bedeutung, sondern auch für die Sicherheit
aller Verkehrsteilnehmer, insbesondere für Kinder, die in ihrem
Wohngebiet unbeschwert spielen sollen.

Ein komplexes Thema der Sicherheit

Der Vorfall in Mainz-Lerchenberg wirft ein bedeutendes Licht auf
die Widerstände, die Anwohner häufig gegen Verkehrsunfälle
und -sicherheit erleben. Die Schaffung eines sicheren
Verkehrsraums erfordert nicht nur Regelungen, sondern auch
die Bereitschaft aller Verkehrsteilnehmer, Verantwortung zu
übernehmen. Der Dialog zwischen der Stadtverwaltung und den
Bürgern ist entscheidend. Während die Stadtverwaltung mit
Vorschriften und Kontrollen unter Druck gesetzt wird, müssen
Anwohner weiterhin aktiv Mitspracherecht einfordern. Der Fall
könnte als Beispiel für andere Gemeinden dienen, um die
Wichtigkeit der Zusammenarbeit zwischen Bürgern und
Behörden in Bezug auf Verkehrssicherheit zu verdeutlichen.

In der Nino-Erné-Straße spiegelt sich ein größeres
gesellschaftliches Thema wider: die Herausforderung der
Verkehrsberuhigung in Wohngebieten. Die Diskussion über
verkehrsberuhigte Zonen ist nicht neu und wird häufig von der
Frage begleitet, wie eine sichere Umgebung für alle
Verkehrsteilnehmer geschaffen werden kann. In vielen Städten
hat man ähnliche Probleme erlebt, wo die Einhaltung von
Geschwindigkeitsbegrenzungen und das respektvolle
Miteinander von Fußgängern, Radfahrern und Autofahrern nicht
immer gewährleistet sind.

Ein Beispiel für einen vergleichbaren Fall stammt aus Hamburg,
wo Anwohner in der Schillerstraße ebenfalls Schilder und andere
visuelle Hindernisse einsetzten, um Autofahrer zur langsamen
Fahrweise zu ermahnen. Diese Maßnahmen führten zu einer
intensiven Debatte über die rechtlichen Rahmenbedingungen
und den Platz im öffentlichen Raum, der sowohl Fußgängern als



auch Fahrzeugen zur Verfügung stehen muss. In Mainz zeigt sich
nun eine ähnliche Problematik, wobei die Stadtverwaltung hier
das Augenmerk auf eine rechtlich saubere Umsetzung der
Verkehrsregeln legt.

Rechtliche Rahmenbedingungen für
Verkehrsberuhigung

Laut § 32 der Straßenverkehrsordnung (StVO) ist es nicht
erlaubt, Gegenstände im öffentlichen Verkehrsraum zu
platzieren, da dies eine Gefährdung für andere
Verkehrsteilnehmer darstellen kann. Diese Vorschrift soll
sicherstellen, dass die Straßenverkehrsordnung für alle
Beteiligten klar und nachvollziehbar bleibt. In vielen Städten gibt
es jedoch Initiativen, die verbesserte Lösungen für die
Verkehrsberuhigung erarbeiten, oft einer breiten
Bürgerbeteiligung unterzogen. Ein weiterer Aspekt dabei ist,
dass Verkehrsmaßnahmen oft mit einem langfristigen Plan zur
Stadtentwicklung einhergehen müssen.

Zusätzlich können kommunale Umfragen durchgeführt werden,
um die Auffassung und Bedürfnisse der Anwohner gezielt
einzuholen und bei künftigen Planungen zu berücksichtigen. Ein
Beispiel für eine solche Bürgerbeteiligung bietet der
„VerkehrsDialog“ in Münster, wo Anwohner aktiv in die Planung
neuer Verkehrsregeln und -infrastrukturen einbezogen werden.
Die Erfahrungen und Ideen der Anwohner sind gerade in
verkehrsberuhigten Zonen von entscheidender Bedeutung, da
sie die Probleme oft direkt erleben und die besten
Lösungsansätze anbieten können.

Schutz von Verkehrsteilnehmern

In vielen deutschen Städten, darunter auch in Stuttgart, gibt es
bereits erprobte Maßnahmen zur Verbesserung der
Verkehrssicherheit, wie zum Beispiel von Anwohnern initiierte
Geschwindigkeitsmessungen oder temporäre



verkehrsberuhigende Einrichtungen. Die Rückmeldungen aus
diesen Programmen zeigen häufig, dass solche Maßnahmen
nicht nur das Bewusstsein der Autofahrer für ihre
Geschwindigkeit schärfen, sondern oftmals auch zu einem
Rückgang von Verkehrsproblemen und Unfällen führen können.

Diese Erfahrungen können wertvolle Hinweise für die
Verantwortlichen in Mainz sein. Wenn unter realen Bedingungen
getestet wird, finden sich oft pragmatische Lösungen, die sowohl
den Bedürfnissen der Anwohner als auch den Anforderungen der
Verkehrsordnung gerecht werden. Ein Beispiel hierfür könnte die
Einführung von sogenannten „Tempo 30“-Zonen oder das
Einrichten von „Shared Space“-Modellen sein, die Fußgängern
und Radfahrern mehr Raum bieten und gleichzeitig die
Geschwindigkeitsbegrenzungen durch das Design der Straße
unterstützen.

In der Nino-Erné-Straße bleibt die Herausforderung für die
verantwortlichen Behörden, sowohl die Sicherheit der
Verkehrsteilnehmer zu gewährleisten als auch die Rechte der
Anwohner zu respektieren. Ein kontinuierlicher Dialog zwischen
Bürgern und Stadtverwaltung könnte hier der Schlüssel zu einer
langfristigen und nachhaltigen Lösung sein.
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